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b) zum Zweck der Gesundheitsvorsorge, für die Beurteilung der Arbeitsfähig-
keit des Beschäftigten, für die medizinische Diagnostik, die Versorgung oder
Behandlung im Gesundheits- oder Sozialbereich oder für die Verwaltung von
Systemen und Diensten im Gesundheits- und Sozialbereich oder aufgrund
eines Vertrags der betroffenen Person mit einem Angehörigen eines Gesund-
heitsberufs erforderlich ist und diese Daten von ärztlichem Personal oder
durch sonstige Personen, die einer entsprechenden Geheimhaltungspflicht
unterliegen, oder unter deren Verantwortung verarbeitet werden,

c) aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen
Gesundheit, wie des Schutzes vor schwerwiegenden grenzüberschreitenden
Gesundheitsgefahren oder zur Gewährleistung hoher Qualitäts- und Sicher-
heitsstandards bei der Gesundheitsversorgung und bei Arzneimitteln und
Medizinprodukten erforderlich ist; ergänzend zu den in Absatz 2 genannten
Maßnahmen sind insbesondere die berufsrechtlichen und strafrechtlichen
Vorgaben zur Wahrung des Berufsgeheimnisses einzuhalten, oder

d) aus Gründen eines erheblichen öffentlichen Interesses zwingend erforder-
lich ist,

2. durch öffentliche Stellen, wenn sie
a) zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit erfor-

derlich ist,
b) zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder zur Wahrung

erheblicher Belange des Gemeinwohls zwingend erforderlich ist oder
c) aus zwingenden Gründen der Verteidigung oder der Erfüllung über- oder

zwischenstaatlicher Verpflichtungen einer öffentlichen Stelle des Bundes
auf dem Gebiet der Krisenbewältigung oder Konfliktverhinderung oder für
humanitäre Maßnahmen erforderlich ist

und soweit die Interessen des Verantwortlichen an der Datenverarbeitung in den
Fällen der Nummer 1 Buchstabe d und der Nummer 2 die Interessen der betroffe-
nen Person überwiegen.

(2) 1In den Fällen des Absatzes 1 sind angemessene und spezifische Maßnahmen
zur Wahrung der Interessen der betroffenen Person vorzusehen. 2Unter Berück-
sichtigung des Stands der Technik, der Implementierungskosten und der Art, des
Umfangs, der Umstände und der Zwecke der Verarbeitung sowie der unterschied-
lichen Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der mit der Verarbeitung verbun-
denen Risiken für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen können dazu
insbesondere gehören:
1. technisch organisatorische Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Verarbei-

tung gemäß der Verordnung (EU) 2016/679 erfolgt,
2. Maßnahmen, die gewährleisten, dass nachträglich überprüft und festgestellt

werden kann, ob und von wem personenbezogene Daten eingegeben, verän-
dert oder entfernt worden sind,

3. Sensibilisierung der an Verarbeitungsvorgängen Beteiligten,
4. Benennung einer oder eines Datenschutzbeauftragten,
5. Beschränkung des Zugangs zu den personenbezogenen Daten innerhalb der

verantwortlichen Stelle und von Auftragsverarbeitern,
6. Pseudonymisierung personenbezogener Daten,
7. Verschlüsselung personenbezogener Daten,
8. Sicherstellung der Fähigkeit, Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und

Belastbarkeit der Systeme und Dienste im Zusammenhang mit der Verarbei-
tung personenbezogener Daten, einschließlich der Fähigkeit, die Verfügbar-
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keit und den Zugang bei einem physischen oder technischen Zwischenfall
rasch wiederherzustellen,

9. zur Gewährleistung der Sicherheit der Verarbeitung die Einrichtung eines
Verfahrens zur regelmäßigen Überprüfung, Bewertung und Evaluierung der
Wirksamkeit der technischen und organisatorischen Maßnahmen oder

10. spezifische Verfahrensregelungen, die im Fall einer Übermittlung oder Verar-
beitung für andere Zwecke die Einhaltung der Vorgaben dieses Gesetzes sowie
der Verordnung (EU) 2016/679 sicherstellen.

§ 23 Verarbeitung zu anderen Zwecken durch öffentliche Stellen

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten zu einem anderen Zweck als
zu demjenigen, zu dem die Daten erhoben wurden, durch öffentliche Stellen im
Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung ist zulässig, wenn
1. offensichtlich ist, dass sie im Interesse der betroffenen Person liegt und kein

Grund zu der Annahme besteht, dass sie in Kenntnis des anderen Zwecks ihre
Einwilligung verweigern würde,

2. Angaben der betroffenen Person überprüft werden müssen, weil tatsächliche
Anhaltspunkte für deren Unrichtigkeit bestehen,

3. sie zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder einer Gefahr
für die öffentliche Sicherheit, die Verteidigung oder die nationale Sicherheit,
zur Wahrung erheblicher Belange des Gemeinwohls oder zur Sicherung des
Steuer- und Zollaufkommens erforderlich ist,

4. sie zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, zur Vollstre-
ckung oder zum Vollzug von Strafen oder Maßnahmen im Sinne des § 11
Absatz 1 Nummer 8 des Strafgesetzbuchs oder von Erziehungsmaßregeln oder
Zuchtmitteln im Sinne des Jugendgerichtsgesetzes oder zur Vollstreckung von
Geldbußen erforderlich ist,

5. sie zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer
anderen Person erforderlich ist oder

6. sie der Wahrnehmung von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der Rech-
nungsprüfung oder der Durchführung von Organisationsuntersuchungen des
Verantwortlichen dient; dies gilt auch für die Verarbeitung zu Ausbildungs-
und Prüfungszwecken durch den Verantwortlichen, soweit schutzwürdige Inte-
ressen der betroffenen Person dem nicht entgegenstehen.
(2) Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im

Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 zu einem anderen
Zweck als zu demjenigen, zu dem die Daten erhoben wurden, ist zulässig, wenn
die Voraussetzungen des Absatzes 1 und ein Ausnahmetatbestand nach Artikel 9
Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 oder nach § 22 vorliegen.

§ 24 Verarbeitung zu anderen Zwecken durch nichtöffentliche Stellen

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten zu einem anderen Zweck als
zu demjenigen, zu dem die Daten erhoben wurden, durch nichtöffentliche Stellen
ist zulässig, wenn
1. sie zur Abwehr von Gefahren für die staatliche oder öffentliche Sicherheit oder

zur Verfolgung von Straftaten erforderlich ist oder
2. sie zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung zivilrechtlicher Ansprü-

che erforderlich ist,
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sofern nicht die Interessen der betroffenen Person an dem Ausschluss der Verarbei-
tung überwiegen.

(2) Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im
Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 zu einem anderen
Zweck als zu demjenigen, zu dem die Daten erhoben wurden, ist zulässig, wenn
die Voraussetzungen des Absatzes 1 und ein Ausnahmetatbestand nach Artikel 9
Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 oder nach § 22 vorliegen.

§ 25 Datenübermittlungen durch öffentliche Stellen

(1) 1Die Übermittlung personenbezogener Daten durch öffentliche Stellen an
öffentliche Stellen ist zulässig, wenn sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit
der übermittelnden Stelle oder des Dritten, an den die Daten übermittelt werden,
liegenden Aufgaben erforderlich ist und die Voraussetzungen vorliegen, die eine
Verarbeitung nach § 23 zulassen würden. 2Der Dritte, an den die Daten übermit-
telt werden, darf diese nur für den Zweck verarbeiten, zu dessen Erfüllung sie
ihm übermittelt werden. 3Eine Verarbeitung für andere Zwecke ist unter den
Voraussetzungen des § 23 zulässig.

(2) 1Die Übermittlung personenbezogener Daten durch öffentliche Stellen an
nichtöffentliche Stellen ist zulässig, wenn
1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden Stelle liegenden

Aufgaben erforderlich ist und die Voraussetzungen vorliegen, die eine Verarbei-
tung nach § 23 zulassen würden,

2. der Dritte, an den die Daten übermittelt werden, ein berechtigtes Interesse an
der Kenntnis der zu übermittelnden Daten glaubhaft darlegt und die betroffene
Person kein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung hat
oder

3. es zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung rechtlicher Ansprüche
erforderlich ist

und der Dritte sich gegenüber der übermittelnden öffentlichen Stelle verpflichtet
hat, die Daten nur für den Zweck zu verarbeiten, zu dessen Erfüllung sie ihm über-
mittelt werden. 2Eine Verarbeitung für andere Zwecke ist zulässig, wenn eine Über-
mittlung nach Satz 1 zulässig wäre und die übermittelnde Stelle zugestimmt hat.

(3) Die Übermittlung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im
Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ist zulässig, wenn
die Voraussetzungen des Absatzes 1 oder 2 und ein Ausnahmetatbestand nach
Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 oder nach § 22 vorliegen.

Abschnitt 2. Besondere Verarbeitungssituationen

§ 26 Datenverarbeitung für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses

(1) 1Personenbezogene Daten von Beschäftigten dürfen für Zwecke des
Beschäftigungsverhältnisses verarbeitet werden, wenn dies für die Entscheidung
über die Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses oder nach Begründung
des Beschäftigungsverhältnisses für dessen Durchführung oder Beendigung oder
zur Ausübung oder Erfüllung der sich aus einem Gesetz oder einem Tarifvertrag,
einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung (Kollektivvereinbarung) ergebenden
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Rechte und Pflichten der Interessenvertretung der Beschäftigten erforderlich ist.
2Zur Aufdeckung von Straftaten dürfen personenbezogene Daten von Beschäftig-
ten nur dann verarbeitet werden, wenn zu dokumentierende tatsächliche Anhalts-
punkte den Verdacht begründen, dass die betroffene Person im Beschäftigungsver-
hältnis eine Straftat begangen hat, die Verarbeitung zur Aufdeckung erforderlich
ist und das schutzwürdige Interesse der oder des Beschäftigten an dem Ausschluss
der Verarbeitung nicht überwiegt, insbesondere Art und Ausmaß im Hinblick auf
den Anlass nicht unverhältnismäßig sind.

(2) 1Erfolgt die Verarbeitung personenbezogener Daten von Beschäftigten auf
der Grundlage einer Einwilligung, so sind für die Beurteilung der Freiwilligkeit
der Einwilligung insbesondere die im Beschäftigungsverhältnis bestehende Abhän-
gigkeit der beschäftigten Person sowie die Umstände, unter denen die Einwilli-
gung erteilt worden ist, zu berücksichtigen. 2Freiwilligkeit kann insbesondere
vorliegen, wenn für die beschäftigte Person ein rechtlicher oder wirtschaftlicher
Vorteil erreicht wird oder Arbeitgeber und beschäftigte Person gleichgelagerte
Interessen verfolgen. 3Die Einwilligung hat schriftlich oder elektronisch zu erfol-
gen, soweit nicht wegen besonderer Umstände eine andere Form angemessen ist.
4Der Arbeitgeber hat die beschäftigte Person über den Zweck der Datenverarbei-
tung und über ihr Widerrufsrecht nach Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EU)
2016/679 in Textform aufzuklären.

(3) 1Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ist
die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des
Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 für Zwecke des Beschäfti-
gungsverhältnisses zulässig, wenn sie zur Ausübung von Rechten oder zur Erfül-
lung rechtlicher Pflichten aus dem Arbeitsrecht, dem Recht der sozialen Sicherheit
und des Sozialschutzes erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht,
dass das schutzwürdige Interesse der betroffenen Person an dem Ausschluss der
Verarbeitung überwiegt. 2Absatz 2 gilt auch für die Einwilligung in die Verarbei-
tung besonderer Kategorien personenbezogener Daten; die Einwilligung muss
sich dabei ausdrücklich auf diese Daten beziehen. 3§ 22 Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) 1Die Verarbeitung personenbezogener Daten, einschließlich besonderer
Kategorien personenbezogener Daten von Beschäftigten für Zwecke des Beschäf-
tigungsverhältnisses, ist auf der Grundlage von Kollektivvereinbarungen zulässig.
2Dabei haben die Verhandlungspartner Artikel 88 Absatz 2 der Verordnung (EU)
2016/679 zu beachten.

(5) Der Verantwortliche muss geeignete Maßnahmen ergreifen, um sicherzustel-
len, dass insbesondere die in Artikel 5 der Verordnung (EU) 2016/679 dargelegten
Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten eingehalten werden.

(6) Die Beteiligungsrechte der Interessenvertretungen der Beschäftigten bleiben
unberührt.

(7) Die Absätze 1 bis 6 sind auch anzuwenden, wenn personenbezogene Daten,
einschließlich besonderer Kategorien personenbezogener Daten, von Beschäftig-
ten verarbeitet werden, ohne dass sie in einem Dateisystem gespeichert sind oder
gespeichert werden sollen.

(8) 1Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind:
1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, einschließlich der Leiharbeitnehme-

rinnen und Leiharbeitnehmer im Verhältnis zum Entleiher,
2. zu ihrer Berufsbildung Beschäftigte,
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3. Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
sowie an Abklärungen der beruflichen Eignung oder Arbeitserprobung (Reha-
bilitandinnen und Rehabilitanden),

4. in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen Beschäftigte,
5. Freiwillige, die einen Dienst nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz oder

dem Bundesfreiwilligendienstgesetz leisten,
6. Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbständigkeit als arbeitnehmer-

ähnliche Personen anzusehen sind; zu diesen gehören auch die in Heimarbeit
Beschäftigten und die ihnen Gleichgestellten,

7. Beamtinnen und Beamte des Bundes, Richterinnen und Richter des Bundes,
Soldatinnen und Soldaten sowie Zivildienstleistende.

2Bewerberinnen und Bewerber für ein Beschäftigungsverhältnis sowie Personen,
deren Beschäftigungsverhältnis beendet ist, gelten als Beschäftigte.

§ 27 Datenverarbeitung zu wissenschaftlichen oder historischen For-
schungszwecken und zu statistischen Zwecken

(1) 1Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ist
die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des
Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 auch ohne Einwilligung für
wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke
zulässig, wenn die Verarbeitung zu diesen Zwecken erforderlich ist und die Interes-
sen des Verantwortlichen an der Verarbeitung die Interessen der betroffenen Person
an einem Ausschluss der Verarbeitung erheblich überwiegen. 2Der Verantwortli-
che sieht angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Interessen
der betroffenen Person gemäß § 22 Absatz 2 Satz 2 vor.

(2) 1Die in den Artikeln 15, 16, 18 und 21 der Verordnung (EU) 2016/679
vorgesehenen Rechte der betroffenen Person sind insoweit beschränkt, als diese
Rechte voraussichtlich die Verwirklichung der Forschungs- oder Statistikzwecke
unmöglich machen oder ernsthaft beinträchtigen1 und die Beschränkung für die
Erfüllung der Forschungs- oder Statistikzwecke notwendig ist. 2Das Recht auf Aus-
kunft gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) 2016/679 besteht darüber hinaus
nicht, wenn die Daten für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung erforderlich
sind und die Auskunftserteilung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern
würde.

(3) 1Ergänzend zu den in § 22 Absatz 2 genannten Maßnahmen sind zu wissen-
schaftlichen oder historischen Forschungszwecken oder zu statistischen Zwecken
verarbeitete besondere Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Arti-
kels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 zu anonymisieren, sobald dies
nach dem Forschungs- oder Statistikzweck möglich ist, es sei denn, berechtigte
Interessen der betroffenen Person stehen dem entgegen. 2Bis dahin sind die Merk-
male gesondert zu speichern, mit denen Einzelangaben über persönliche oder
sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren Person zugeordnet
werden können. 3Sie dürfen mit den Einzelangaben nur zusammengeführt wer-
den, soweit der Forschungs- oder Statistikzweck dies erfordert.

1 Richtig wohl: „beeinträchtigen“.
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(4) Der Verantwortliche darf personenbezogene Daten nur veröffentlichen,
wenn die betroffene Person eingewilligt hat oder dies für die Darstellung von
Forschungsergebnissen über Ereignisse der Zeitgeschichte unerlässlich ist.

§ 28 Datenverarbeitung zu im öffentlichen Interesse liegenden Archiv-
zwecken

(1) 1Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ist
die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des
Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 zulässig, wenn sie für im
öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke erforderlich ist. 2Der Verantwortli-
che sieht angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Interessen
der betroffenen Person gemäß § 22 Absatz 2 Satz 2 vor.

(2) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person gemäß Artikel 15 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 besteht nicht, wenn das Archivgut nicht durch den
Namen der Person erschlossen ist oder keine Angaben gemacht werden, die das
Auffinden des betreffenden Archivguts mit vertretbarem Verwaltungsaufwand
ermöglichen.

(3) 1Das Recht auf Berichtigung der betroffenen Person gemäß Artikel 16 der
Verordnung (EU) 2016/679 besteht nicht, wenn die personenbezogenen Daten
zu Archivzwecken im öffentlichen Interesse verarbeitet werden. 2Bestreitet die
betroffene Person die Richtigkeit der personenbezogenen Daten, ist ihr die Mög-
lichkeit einer Gegendarstellung einzuräumen. 3Das zuständige Archiv ist verpflich-
tet, die Gegendarstellung den Unterlagen hinzuzufügen.

(4) Die in Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a, b und d, den Artikeln 20 und 21
der Verordnung (EU) 2016/679 vorgesehenen Rechte bestehen nicht, soweit diese
Rechte voraussichtlich die Verwirklichung der im öffentlichen Interesse liegenden
Archivzwecke unmöglich machen oder ernsthaft beeinträchtigen und die Ausnah-
men für die Erfüllung dieser Zwecke erforderlich sind.

§ 29 Rechte der betroffenen Person und aufsichtsbehördliche Befug-
nisse im Fall von Geheimhaltungspflichten

(1) 1Die Pflicht zur Information der betroffenen Person gemäß Artikel 14
Absatz 1 bis 4 der Verordnung (EU) 2016/679 besteht ergänzend zu den in Arti-
kel 14 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2016/679 genannten Ausnahmen nicht,
soweit durch ihre Erfüllung Informationen offenbart würden, die ihrem Wesen
nach, insbesondere wegen der überwiegenden berechtigten Interessen eines Drit-
ten, geheim gehalten werden müssen. 2Das Recht auf Auskunft der betroffenen
Person gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) 2016/679 besteht nicht, soweit
durch die Auskunft Informationen offenbart würden, die nach einer Rechtsvor-
schrift oder ihrem Wesen nach, insbesondere wegen der überwiegenden berechtig-
ten Interessen eines Dritten, geheim gehalten werden müssen. 3Die Pflicht zur
Benachrichtigung gemäß Artikel 34 der Verordnung (EU) 2016/679 besteht
ergänzend zu der in Artikel 34 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 genann-
ten Ausnahme nicht, soweit durch die Benachrichtigung Informationen offenbart
würden, die nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, insbesondere
wegen der überwiegenden berechtigten Interessen eines Dritten, geheim gehalten
werden müssen. 4Abweichend von der Ausnahme nach Satz 3 ist die betroffene
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Person nach Artikel 34 der Verordnung (EU) 2016/679 zu benachrichtigen, wenn
die Interessen der betroffenen Person, insbesondere unter Berücksichtigung dro-
hender Schäden, gegenüber dem Geheimhaltungsinteresse überwiegen.

(2) Werden Daten Dritter im Zuge der Aufnahme oder im Rahmen eines
Mandatsverhältnisses an einen Berufsgeheimnisträger übermittelt, so besteht die
Pflicht der übermittelnden Stelle zur Information der betroffenen Person gemäß
Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 nicht, sofern nicht das Inte-
resse der betroffenen Person an der Informationserteilung überwiegt.

(3) 1Gegenüber den in § 203 Absatz 1, 2a und 3 des Strafgesetzbuchs genannten
Personen oder deren Auftragsverarbeitern bestehen die Untersuchungsbefugnisse
der Aufsichtsbehörden gemäß Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe e und f der Verord-
nung (EU) 2016/679 nicht, soweit die Inanspruchnahme der Befugnisse zu einem
Verstoß gegen die Geheimhaltungspflichten dieser Personen führen würde. 2Er-
langt eine Aufsichtsbehörde im Rahmen einer Untersuchung Kenntnis von Daten,
die einer Geheimhaltungspflicht im Sinne des Satzes 1 unterliegen, gilt die
Geheimhaltungspflicht auch für die Aufsichtsbehörde.

§ 30 Verbraucherkredite

(1) Eine Stelle, die geschäftsmäßig personenbezogene Daten, die zur Bewertung
der Kreditwürdigkeit von Verbrauchern genutzt werden dürfen, zum Zweck der
Übermittlung erhebt, speichert oder verändert, hat Auskunftsverlangen von Dar-
lehensgebern aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union genauso zu
behandeln wie Auskunftsverlangen inländischer Darlehensgeber.

(2) 1Wer den Abschluss eines Verbraucherdarlehensvertrags oder eines Vertrags
über eine entgeltliche Finanzierungshilfe mit einem Verbraucher infolge einer
Auskunft einer Stelle im Sinne des Absatzes 1 ablehnt, hat den Verbraucher unver-
züglich hierüber sowie über die erhaltene Auskunft zu unterrichten. 2Die Unter-
richtung unterbleibt, soweit hierdurch die öffentliche Sicherheit oder Ordnung
gefährdet würde. 3§ 37 bleibt unberührt.

§ 31 Schutz des Wirtschaftsverkehrs bei Scoring und Bonitätsauskünf-
ten

(1) Die Verwendung eines Wahrscheinlichkeitswerts über ein bestimmtes
zukünftiges Verhalten einer natürlichen Person zum Zweck der Entscheidung
über die Begründung, Durchführung oder Beendigung eines Vertragsverhältnisses
mit dieser Person (Scoring) ist nur zulässig, wenn
1. die Vorschriften des Datenschutzrechts eingehalten wurden,
2. die zur Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts genutzten Daten unter

Zugrundelegung eines wissenschaftlich anerkannten mathematisch-statisti-
schen Verfahrens nachweisbar für die Berechnung der Wahrscheinlichkeit des
bestimmten Verhaltens erheblich sind,

3. für die Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts nicht ausschließlich Anschrif-
tendaten genutzt wurden und

4. im Fall der Nutzung von Anschriftendaten die betroffene Person vor Berech-
nung des Wahrscheinlichkeitswerts über die vorgesehene Nutzung dieser Daten
unterrichtet worden ist; die Unterrichtung ist zu dokumentieren.
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BDSG § 32 Bundesdatenschutzgesetz

(2) 1Die Verwendung eines von Auskunfteien ermittelten Wahrscheinlichkeits-
werts über die Zahlungsfähig- und Zahlungswilligkeit einer natürlichen Person
ist im Fall der Einbeziehung von Informationen über Forderungen nur zulässig,
soweit die Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen und nur solche Forderungen
über eine geschuldete Leistung, die trotz Fälligkeit nicht erbracht worden ist,
berücksichtigt werden,
1. die durch ein rechtskräftiges oder für vorläufig vollstreckbar erklärtes Urteil

festgestellt worden sind oder für die ein Schuldtitel nach § 794 der Zivilprozess-
ordnung vorliegt,

2. die nach § 178 der Insolvenzordnung festgestellt und nicht vom Schuldner im
Prüfungstermin bestritten worden sind,

3. die der Schuldner ausdrücklich anerkannt hat,
4. bei denen

a) der Schuldner nach Eintritt der Fälligkeit der Forderung mindestens zwei-
mal schriftlich gemahnt worden ist,

b) die erste Mahnung mindestens vier Wochen zurückliegt,
c) der Schuldner zuvor, jedoch frühestens bei der ersten Mahnung, über eine

mögliche Berücksichtigung durch eine Auskunftei unterrichtet worden ist
und

d) der Schuldner die Forderung nicht bestritten hat oder
5. deren zugrunde liegendes Vertragsverhältnis aufgrund von Zahlungsrückständen

fristlos gekündigt werden kann und bei denen der Schuldner zuvor über eine
mögliche Berücksichtigung durch eine Auskunftei unterrichtet worden ist.

2Die Zulässigkeit der Verarbeitung, einschließlich der Ermittlung von Wahr-
scheinlichkeitswerten, von anderen bonitätsrelevanten Daten nach allgemeinem
Datenschutzrecht bleibt unberührt.

Kapitel 2. Rechte der betroffenen Person

§ 32 Informationspflicht bei Erhebung von personenbezogenen Daten
bei der betroffenen Person

(1) Die Pflicht zur Information der betroffenen Person gemäß Artikel 13
Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 besteht ergänzend zu der in Artikel 13
Absatz 4 der Verordnung (EU) 2016/679 genannten Ausnahme dann nicht, wenn
die Erteilung der Information über die beabsichtigte Weiterverarbeitung
1. eine Weiterverarbeitung analog gespeicherter Daten betrifft, bei der sich der

Verantwortliche durch die Weiterverarbeitung unmittelbar an die betroffene
Person wendet, der Zweck mit dem ursprünglichen Erhebungszweck gemäß
der Verordnung (EU) 2016/679 vereinbar ist, die Kommunikation mit der
betroffenen Person nicht in digitaler Form erfolgt und das Interesse der betrof-
fenen Person an der Informationserteilung nach den Umständen des Einzelfalls,
insbesondere mit Blick auf den Zusammenhang, in dem die Daten erhoben
wurden, als gering anzusehen ist,

2. im Fall einer öffentlichen Stelle die ordnungsgemäße Erfüllung der in der
Zuständigkeit des Verantwortlichen liegenden Aufgaben im Sinne des Arti-
kels 23 Absatz 1 Buchstabe a bis e der Verordnung (EU) 2016/679 gefährden
würde und die Interessen des Verantwortlichen an der Nichterteilung der
Information die Interessen der betroffenen Person überwiegen,
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